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Sehr	geehrter	Herr	Wittrien,	
	
vielen	Dank	für	die	Gelegenheit	Ihren	Mitgliedern	meine	Positionen	
und	die	der	SPD	zu	Ihren	Sozialpolitischen	Kernforderungen	zu	
erläutern.	Zu	Ihren	Forderungen	und	Fragen	nehme	ich	wie	folgt	
Stellung:	
	
		
1. Befürworten	Sie	die	Wiedereinführung	der	Vermögensteuer,	die	

Anhebung	der	Spitzensteuersätze	und	die	Abschaffung	des	
Steuerprivilegs	für	Kapitalerträge,	um	privaten	Reichtum	in	
Deutschland	stärker	zur	Überwindung	von	Ungleichheit	und	Armut	
heranzuziehen.	
	
Die	SPD	steht	dafür	ein,	Armut	abzubauen,	Armut	nicht	erst	
entstehen	zu	lassen	und	Verteilungsgerechtigkeit	zu	stärken.	Wir	
möchten	den	Spitzensteuersatz	linear-progressiv	auf	45	Prozent	
anheben.	Er	soll	dann	ab	76.200	Euro	zu	versteuerndem	Einkommen	
für	Singles	/	152.400	für	Ehepaare	fällig	werden.	Besonders	
hochvermögende	Bürgerinnen	und	Bürger	sollen	und	können	einen	
größeren	Beitrag	zur	Finanzierung	öffentlicher	Investitionen	und	zur	
Entlastung	von	unteren	und	mittleren	Einkommen	leisten.	Daher	
möchten	wir	die	so	genannte	Reichensteuer	in	Höhe	von	drei	
Prozent	auf	den	Spitzensteuersatz	zukünftig	ab	einem	zu	
versteuernden	Einkommen	für	Ledige	von	250.000	Euro	fix	erheben.		
Wir	wollen	Einkommen	aus	Arbeit	und	Kapital	wieder	gleich	
besteuern,	indem	wir	die	Abgeltungsteuer	abschaffen	und	damit	
Einkommen	aus	Kapital	genauso	besteuern	wie	Einkommen	aus	
Arbeit.	
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Wir	wollen,	dass	große	und	sehr	große	Vermögen	einen	stärkeren	
Beitrag	zur	Finanzierung	unseres	Gemeinwesens	leisten.	Wenn	man	
nicht	nur	drüber	reden	will,	sondern	echte	Mehreinnahmen	in	den	
nächsten	Jahren	will,	ist	der	beste	Weg	die	Erbschaftssteuer.		
Sehr	große	Erbschaften	müssen	höher	besteuert	werden.	Mit	einer	
umfassenderen	Erbschaftsteuerreform	mit	weniger	Ausnahmen	
stellen	wir	sicher,	dass	endlich	mehr	Gerechtigkeit	bei	der	
Besteuerung	der	Erbschaften	realisiert	wird.	
Die	Wiedererhebung	der	Vermögensteuer	ist	nicht	Bestandteil	
unseres	Regierungsprogrammes.	Sie	ist	nicht	vom	Tisch,	aber	ein	
Vermögenssteuergesetz	hat	eine	Reihe	juristischer	Klippen	zu	
nehmen.	Dazu	zählen	die	anstehende	Entscheidung	des	
Bundesverfassungsgerichts	zur	Grundsteuer	sowie	eine	
beihilferechtliche	Entscheidung	des	Europäischen	Gerichtshofs.	Erst	
nach	diesen	Entscheidungen	ist	eine	Neubewertung	möglich.	
Deshalb	hat	der	SPD-Parteivorstand	beschlossen,	eine	Kommission	
zur	Vermögensbesteuerung	einzurichten,	die	diese	Fragen	klärt.	
	

2. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	den	sozialen	Wohnungsbau	durch	
Bundesgesetzgebung	und	mit	Mitteln	des	Bundes	erheblich	
auszubauen,	um	bezahlbaren	und	barrierefreien	Wohnraum	zu	
schaffen?	
	
Für	die	SPD	hat	die	Schaffung	von	bezahlbarem	Wohnraum	oberste	
Priorität.	Nur	gemeinsam	mit	den	Ländern	und	Kommunen	können	
wir	sicherstellen,	dass	ausreichend	neue	Wohnungen	entstehen.	Wir	
haben	eine	Verdreifachung	der	Bundesmittel	für	die	soziale	
Wohnraumförderung	auf	1,5	Mrd.	Euro	jährlich	durchgesetzt,	mit	der	
die	Länder	den	Wohnungsbau	voranbringen	können.	Diese	Mittel	
wollen	wir	künftig	an	den	steigenden	Bedarf	nach	Sozialwohnungen	
anpassen.	Wir	wollen,	dass	der	Bund	auch	nach	dem	Auslaufen	
seiner	Zahlungsverpflichtung	2019	die	soziale	Wohnungspolitik	
mitgestaltet.	
Wir	wollen	mehr	Wohnungen	im	öffentlichen	und	betrieblichen	
Eigentum.	Wir	wollen	gemeinwohlorientierte	
Wohnungsunternehmen	unterstützen	und	mittels	
Investitionszuschüssen	kommunale	Wohnungsbaugesellschaften	und	
Genossenschaften	stärken,	die	vor	Ort	als	Korrektiv	am	Markt	
auftreten	und	bezahlbaren	Wohnraum	schaffen.	Sie	müssen	prioritär	
von	Förderprogrammen	des	Bundes	profitieren.	
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Wir	wollen,	dass	der	Bund	Vorbild	ist	und	beim	Verkauf	öffentlicher	
Grundstücke	und	Gebäude	wohnungs-und	
stadtentwicklungspolitische	Ziele	berücksichtigt	werden.	Zur	
Schaffung	von	sozialem	Wohnraum	haben	wir	die	Bundesanstalt	für	
Immobilienaufgaben	verpflichtet,	Liegenschaften	verbilligt	an	
Kommunen	abzugeben.	
	
Würdige	Lebensbedingungen	müssen	für	alle	Lebensmodelle	und	
Wohnformen	sichergestellt	werden.	Dafür	werden	wir	den	Umbau	zu	
barrierefreiem	Wohnraum	stärker	unterstützen	und	das	Programm	
„Altersgerecht	umbauen“	fortsetzen	und	gemeinschaftliche	
Wohnformen	mit	einem	Programm	„Gemeinschaftlich	
selbstbestimmt	Wohnen“	unterstützen.	
	

3. Sehen	Sie	die	überdurchschnittlich	hohe	Arbeitslosigkeit	
schwerbehinderter	Menschen	wie	der	SoVD	als	ein	großes	Problem	
an	und	welche	konkreten	Initiativen	beabsichtigen	Sie	zugunsten	
dieser	Gruppe,	die	oft	auch	langzeitarbeitslos	und	in	höherem	
Lebensalter	ist?	
	
Wir	streben	einen	inklusiven	Arbeitsmarkt	an,	der	allen	Menschen	
eine	Beschäftigung	entsprechend	ihren	Fähigkeiten	ermöglicht	und	
ihnen	die	dafür	notwendige	Unterstützung	bietet.	Alle	Menschen	
sollen	auf	dem	allgemeinen	Arbeitsmarkt	faire	Perspektiven	haben.	
Der	Übergang	von	der	Schule	zur	Ausbildung	und	zum	Beruf	soll	
ebenso	verbessert	werden	wie	der	Weg	von	Werkstätten	hin	zum	
allgemeinen	Arbeitsmarkt.	Dazu	zählen	auch	generelle	Regelungen	
zur	Barrierefreiheit	am	Arbeitsplatz	für	alle	Arbeitgeber.	Das	Angebot	
der	Werkstätten	werden	wir	im	Hinblick	auf	einen	inklusiven	
Arbeitsmarkt	weiterentwickeln.	Eine	wichtige	Funktion	bei	der	
Verwirklichung	eines	inklusiven	Arbeitsmarktes	nehmen	dabei	die	
Schwerbehindertenvertretungen	ein,	deren	Rechte	wir	weiter	
stärken	wollen.	Dies	betrifft	insbesondere	die	Anhörungs-und	
Beteiligungsverpflichtung	bei	der	Einstellung	von	Menschen	mit	
Behinderungen	sowie	bei	Abmahnungen	und	Aufhebungsverträgen.	
	

4. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	Privatwirtschaft	per	
Bundesgesetz	verbindlich	zu	Barrierefreiheit	verpflichtet	wird?	
	
Das	gesellschaftliche	Leben	muss	auf	allen	Ebenen	für	Menschen	mit	
Behinderung	inklusiv	gestaltet	werden.	Dabei	ist	Barrierefreiheit	
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unverzichtbar.	In	dieser	Legislatur	haben	wir	mit	der	Novellierung	
des	Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes	und	der	Verankerung	
der	Belange	von	Menschen	mit	Behinderungen	bei	der	
vertragsärztlichen	Zulassung	von	Arztpraxen	bereits	große	
Fortschritte	beim	Abbau	von	Barrieren	erzielt.	Diesen	Weg	wollen	
wir	weitergehen.	
	
Eine	besondere	Bedeutung	kommt	beim	Abbau	von	Barrieren	in	der	
Privatwirtschaft	dem	Allgemeinen	Gleichbehandlungsgesetzes	(AGG)	
zu,	mit	dem	Benachteiligungen	aus	Gründen	einer	Behinderung	
durch	privatwirtschaftliche	Akteure	verhindert	oder	beseitigt	werden	
sollen.	Wir	wollen	das	AGG	im	Hinblick	auf	verbindlichere	
Regelungen	für	die	Privatwirtschaft	weiterentwickeln.	
	

5. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	gesetzliche	Rente	wieder	
maßgeblich	den	Lebensstandard	im	Alter	durch	eine	sofortige	
Beendigung	der	Absenkung	des	Rentenniveaus	und	eine	
schrittweise	Anhebung	des	Rentenniveaus	auf	53	Prozent	
absichert?	
	
Wir	setzen	eine	gesetzlich	festgelegte	doppelte	Haltelinie	bei	
Beitragssatz	und	Rentenniveau.	In	einem	ersten	Schritt	wird	das	
weitere	Absinken	des	Niveaus	der	gesetzlichen	Rente	umgehend	
gestoppt	und	bis	2030	mindestens	auf	dem	heutigen	Niveau	von	48	
Prozent	stabilisiert.	Um	Überlastungen	von	Arbeitnehmern	und	
Arbeitgebern	zu	vermeiden,	wird	der	paritätisch	gezahlte	Beitrag	
nicht	über	22	Prozent	steigen.	Dazu	bringen	wir	direkt	nach	der	
Bundestagswahl	ein	Gesetz	auf	den	Weg	und	ermöglichen	den	
Menschen	damit	im	Alter	ein	Leben	in	Würde.	Wir	sichern	die	
verlässliche	gesetzliche	Rente	als	Fundament	für	die	Sicherung	des	
Lebensstandards	im	Alter.		
Ich	setze	mich	dafür	ein,	dass	das	Rentenniveau	in	der	Perspektive	
weiter	angehoben	wird.	Die	SPD-Landesorganisation	Bremen	hat	
eine	Stabilisierung	des	Rentenniveaus	bei	deutlich	über	50	Prozent	
beschlossen.	Dieses	Niveau	gilt	es	in	weiteren	Schritten	zu	erreichen.	
Neben	der	gesetzlichen	Rente	als	tragender	Säule	wollen	wir,	dass	
möglichst	viele	Erwerbstätige	sich	durch	betriebliche	Altersvorsorge	
zusätzlich	absichern	können.	
Wir	haben	einen	neuen	Rahmen	für	die	betriebliche	
Altersversorgung	geschaffen,	der	die	Ausweitung	vor	allem	auf	kleine	
und	mittlere	Unternehmen	erleichtert:	basierend	auf	
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tarifvertraglichen	Lösungen,	verbindlich	und	unter	Beteiligung	der	
Arbeitgeber.	Sollte	diese	Lösung	nicht	ausreichen,	werden	wir	eine	
gesetzliche	Verpflichtung	zur	betrieblichen	Altersversorgung	
schaffen.	
Mit	der	Anhebung	der	Grundzulage	und	transparenten	und	
verständlichen	Produktinformationen	bei	der	staatlich	geförderten	
privaten	Altersvorsorge,	der	„Riester-Rente“,	erleichtern	wir	es,	die	
hohe	staatliche	Förderung	in	Anspruch	zu	nehmen,	von	der	vor	allem	
Geringverdienende	und	Kindererziehende	profitieren.	
Wir	wollen	die	staatlich	geförderte	private	Altersvorsorge	um	ein	
Standardprodukt	ergänzen,	für	das	auch	eine	öffentlich-rechtliche	
Trägerschaft	in	Betracht	kommt.	Darüber	hinaus	sollte	die	
Möglichkeit,	zusätzliche	Beiträge	in	die	gesetzliche	
Rentenversicherung	einzuzahlen	und	so	die	Anwartschaften	zu	
erhöhen,	wieder	geschaffen	werden.	
Maßnahmen	für	eine	gute	Rente	müssen	beim	Erwerbsleben	
ansetzen.	Die	individuelle	Erwerbsbeteiligung	im	Lebensverlauf	muss	
durch	Qualifizierung,	kinderfreundliche	Infrastruktur	und	
familienfreundliche	Lebensarbeitszeitmodelle	erhöht	werden:	Um	
die	Erwerbsbeteiligung	insbesondere	von	Frauen	weiter	zu	steigern,	
werden	wir	die	Vereinbarkeit	von	Familie	und	Beruf	noch	weiter	
verbessern,	unter	anderem	durch	einen	flächendeckenden	Ausbau	
der	Ganztags-und	Randzeitenbetreuung	(auch	im	
Grundschulbereich),	familienfreundliche	Arbeitszeitmodelle	im	
Rahmen	einer	Wahlarbeitszeit	und	den	Anspruch	auf	eine	befristete	
Teilzeit.	Mit	einer	weiteren	Stärkung	der	Tarifbindung,	einem	Pakt	
für	anständige	Löhne	(insbesondere	im	Dienstleistungsbereich)	und	
einer	Bildungs-und	Qualifizierungsoffensive	werden	wir	die	Weichen	
für	eine	gute	Lohnentwicklung	in	der	Zukunft	stellen.	
Die	Einbeziehung	der	bisher	nicht	versicherten	Selbstständigen	ist	
der	erste	Schritt	auf	dem	Weg	zu	unserem	Ziel,	die	gesetzliche	
Rentenversicherung	zu	einer	Erwerbstätigenversicherung	
auszubauen.	

	
6. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	Altersarmut	durch	

Leistungsverbesserungen	in	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	
bekämpft	wird,	insbesondere	durch	Leistungen	des	sozialen	
Ausgleichs	für	Geringverdienende	und	Arbeitslose	sowie	durch	die	
Abschaffung	der	Abschläge	bei	Erwerbsminderungsrenten?	
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Wir	wollen	eine	Solidarrente	einführen:	Wer	35	Jahre	oder	länger	
Beiträge	gezahlt	hat	und/oder	Zeiten	für	Kindererziehung	und	Pflege	
angerechnet	bekommt,	soll	einen	Anspruch	auf	eine	gesetzliche	
Solidarrente	haben,	sofern	keine	ausreichende	Anzahl	an	
Entgeltpunkten	und	kein	umfangreiches	sonstiges	Einkommen	im	
Haushalt	vorhanden	ist.	Mit	der	Solidarrente	wollen	wir	ein	
Alterseinkommen	für	langjährig	Beschäftigte	gewährleisten,	das	zehn	
Prozent	über	dem	durchschnittlichen	Grundsicherungsanspruch	am	
Wohnort	liegt.	Regional	unterschiedliche	Wohnkosten	werden	so	
berücksichtigt.	
Erwerbsminderung	stellt	heute	ein	zentrales	Risiko	für	Altersarmut	
dar.	Für	viele	Beschäftigte	ist	es	aus	gesundheitlichen	und	
körperlichen	Gründen	nicht	möglich,	das	gesetzliche	Rentenalter	im	
Erwerbsleben	zu	erreichen.	Erwerbsminderung	beruht	nicht	auf	einer	
freiwilligen	Entscheidung	der	Betroffenen.	Wir	brauchen	deswegen	
Verbesserungen,	die	alle	Erwerbsminderungsrentnerinnen	und	-
rentner	erreichen	und	auch	diejenigen	besser	berücksichtigen,	die	
aus	gesundheitlichen	Gründen	auf	dem	Arbeitsmarkt	ohne	Chancen	
sind.		
	

7. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	die	gesetzliche	Kranken-	und	die	
soziale	Pflegeversicherung	jeweils	zu	einer	Bürgerversicherung	als	
einheitliches	Versicherungssystem	weiterzuentwickeln,	um	eine	
bedarfsgerechte,	leistungsfähige	und	gerechte	Versorgung	aller	auf	
Dauer	sicherzustellen?	
	
Wir	wollen	alle	Bürgerinnen	und	Bürger	auf	die	gleiche	Weise	
versichern.	Ziel	ist	die	paritätische	Bürgerversicherung.	Paritätisch	
bedeutet:	Arbeitgeber	und	Versicherte	werden	wieder	den	gleichen	
Anteil	am	gesamten	Versicherungsbeitrag	zahlen.	Daher	schaffen	wir		
den	einseitigen	Zusatzbeitrag	der	Versicherten	ab.	
Alle	erstmalig	und	bislang	gesetzlich	Versicherten	werden	wir	
automatisch	in	die	Bürgerversicherung	aufnehmen.	Dazu	zählen	auch	
Beamtinnen	und	Beamte,	für	die	in	der	Bürgerversicherung	ein	
beihilfefähiger	Tarif	geschaffen	wird.	Bisher	Privatversicherte	können	
wählen,	ob	sie	in	die	Bürgerversicherung	wechseln	möchten.		
Die	gesetzliche	Krankenversicherung	machen	wir	für	Selbstständige	
mit	geringem	Einkommen	günstiger.	Dazu	werden	wir	die	
Bemessung	der	Beiträge	für	Selbstständige	einkommensabhängig	
ausgestalten	und	so	die	Beiträge	bei	geringen	Einkommen	senken.		
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Auch	in	der	Pflege	soll	es	die	Bürgerversicherung	geben.	Wir	wollen	
Bürgerinnen	und	Bürger	besser	gegen	Pflegerisiken	absichern.	
Die	Finanzierung	der	Bürgerversicherung	muss	gerecht	sein.	
Gesellschaftliche	Aufgaben	müssen	auch	solidarisch	finanziert	
werden.	
	

8. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	den	Zusatzbeitrag	in	der	
gesetzlichen	Krankenversicherung	abzuschaffen	und	zur	vollen	
paritätischen	Beitragsfinanzierung	zurückzukehren?	
	
Siehe	Antwort	zu	Frage	7	
	

9. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	Rehabilitation	
Pflegebedürftiger	bedarfsgerecht	erfolgt	und	die	für	eine	
konsequente	Umsetzung	des	Grundsatzes	"Rehabilitation	vor	und	
bei	Pflege"	notwendigen	finanziellen	Mittel	(insbesondere	
fallbezogene	Sonderzuweisungen	aus	dem	Gesundheitsfonds)	zur	
Verfügung	gestellt	werden?	
	
Wir	haben	in	zu	Ende	gehenden	Legislaturperiode	die	Prävention,	
Rehabilitation,	Nachsorge	und	Teilhabe	durch	mehrere	Gesetze	
maßgeblich	gestärkt:	Rentenpaket,	Versorgungsstärkungsgesetz,	
Gesetz	zur	Stärkung	von	Gesundheitsförderung	und	Prävention,	
Pflegestärkungsgesetze,	Flexirentengesetz,	Bundesteilhabegesetz.	
Diese	Gesetze	sind	zum	Teil	seit	wenigen	Monaten	in	Kraft.	Wir	
werden	die	Wirkungen	aufmerksam	beobachten	und	gegebenenfalls	
Anpassung	zügig	umsetzten.	Wir	haben	uns	dabei	auch	für	wichtige	
Maßnahmen		
zur	Unterstützung	pflegender	Angehöriger	eingesetzt.	Diesen	Weg	
werden	wir	Sozialdemokraten	konsequent	weitergehen	und	dabei	
den	Grundsatz	„Prävention	vor	Rehabilitation	vor	Rente	und	Pflege“	
weiter	verfolgen.	Wir	wollen,	dass	Bedarfe	frühzeitig	erkannt	und	
besser	berücksichtigt	werden,	der	Zugang	zu	Prävention	und	
Rehabilitation	beschleunigt	und	erleichtert	wird,	die	
verantwortlichen	Akteure	besser	vernetzt	handeln,	besser	informiert	
und	beraten	wird,	Best-Practice-Modellprojekte	verstetigt	werden	
sowie	trägerübergreifende	Datenauswertung,	Forschung	und	
Qualitätssicherung	gefördert	wird.	
	
In	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	(DRV)	existiert	bisher	eine	
Deckelung	der	Ausgaben	für	Prävention	und	Rehabilitation	durch	ein	
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Rehabilitationsbudget.	Mit	dem	Rentenpaket	haben	wir	das	
Rehabilitationsbudget	an	die	demografische	Entwicklung	angepasst.	
Dennoch	führt	das	Rehabilitationsbudget	dazu,	dass	bei	einigen	
Trägern	der	Rentenversicherung	Kostengesichtspunkte	
handlungsleitend	sind	und	Rehabilitation	noch	zu	wenig	als	
Investition	verstanden	wird.	Wir	werden	daher	prüfen,	wie	das	
Rehabilitationsbudget	in	der	DRV		
strukturell	weiterentwickelt	und	gegebenenfalls	in	die	
Entscheidungskompetenz	der	Selbstverwaltung	übertragen	werden	
kann.	Dies	ist	vor	dem	Hintergrund	zu	sehen,	dass	wir	Rehabilitation	
als	Investition	verstehen	und	damit	Ausgaben	bei	der	
Erwerbsminderungsrente	vermieden	werden	können.	
	

10. Werden	Sie	sich	für	eine	gesetzliche	Regelung	einsetzen,	um	
prekäre	Beschäftigungsverhältnisse,	insbesondere	Minijobs,	in	
sozial	abgesicherte,	reguläre	Arbeitsverhältnisse	umzuwandeln?	
	
Wir	wollen	existenzsichernde	Arbeit	anstelle	prekärer	Beschäftigung	
ermöglichen.	Geringfügige	Beschäftigung	wollen	wir	abbauen,	den	
Missbrauch	bekämpfen	und	Beschäftigten	den	Weg	aus	Minijobs	in	
sozialversicherungspflichtige	Arbeit	öffnen.	Zudem	werden	wir	
Arbeitnehmerinnen	und	Arbeitnehmer	verstärkt	unterstützen,	die	
ein	sehr	geringes	Einkommen	haben.	Für	diejenigen,	die	zwischen	
451	Euro	und	1300	Euro	verdienen,	führen	wir	eine	
Beitragsentlastung	ein,	so	dass	der	Arbeitnehmerbeitrag	zu	den	
Sozialversicherungen	in	dieser	Zone	nur	allmählich	ansteigt.	Anders	
als	bei	der	aktuellen	Regelung	für	Beschäftigungsverhältnisse	
zwischen	451	Euro	und	850	Euro,	sollen	die	Arbeitnehmerinnen	und	
Arbeitnehmer	aber	gleichwohl	die	vollen	Rentenansprüche	
erwerben,	die	sie	bei	einem	nicht	reduzierten	Arbeitnehmerbeitrag	
erwerben	würden.	
	

11. Werden	Sie	für	eine	deutliche	Anhebung	sowie	jährliche	Anpassung	
des	gesetzlichen	Mindestlohnes	eintreten	und	das	Personal	in	den	
Kontrollbehörden	aufstocken,	um	wirksame	Kontrollen	
sicherzustellen?	
	
Die	SPD	hat	den	gesetzlichen	Mindestlohn	eingeführt.	Gleichzeitig	
wurde	eine	Mindestlohnkommission	eingesetzt.	Die	Kommission	
besteht	aus	Vertretern	der	Arbeitgeber,	der	Gewerkschaften	und	
beratender	Wissenschaftler	und	gibt	eine	Empfehlung	ab,	um	wie	
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viel	der	Mindestlohn	alle	zwei	Jahre	erhöht	werden	soll.	Damit	halten	
wir	die	Höhe	des	Mindestlohns	aus	politischem	Streit	im	Bundestag	
heraus.	Die	Empfehlung	orientiert	sich	an	der	Entwicklung	der	
Tariflöhne.		
	
Die	Ausnahmen	beim	Mindestlohn	für	Langzeitarbeitslose	werden	
wir	abschaffen.	Wo	reguläre	Arbeit	geleistet	wird,	muss	auch	regulär	
bezahlt	werden.	Die	Ausnahmen	für	die	unter	18-Jährigen	werden	
wir	auf	ihre	Auswirkungen	evaluieren	und	streben,	wo	möglich,	ihre	
Aufhebung	an.	
Der	Zoll	leistet	wertvolle	Arbeit	bei	der	Mindestlohnkontrolle.	Wir	
werden	den	Zoll	stärken	und	zu	einer	effektiven	Finanzpolizei	des	
Bundes	weiterentwickeln.	
	

12. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	Bezugsdauer	von	
Arbeitslosengeld	I	und	die	Rahmenfristen	zur	Erlangung	der	
Anwartschaften	verlängert	werden	mit	dem	Ziel,	die	
Arbeitslosenversicherung	wieder	zum	Regelsystem	zur	Absicherung	
bei	Erwerbslosigkeit	zu	machen?	
	
Ein	großer	Teil	der	Arbeitslosen	befindet	sich	derzeit	nicht	mehr	im	
System	der	Arbeitslosenversicherung,	sondern	in	der	Grundsicherung	
für	Arbeitsuchende.	Wir	werden	die	Arbeitslosenversicherung	wieder	
stärken.	Viele	Arbeitslose	erhalten	kein	Arbeitslosengeld,	da	sie	
innerhalb	der	letzten	zwei	Jahre,	der	sogenannten	Rahmenfrist,	nicht	
mindestens	zwölf	Monate	beitragspflichtig	gearbeitet	haben.	
Obwohl	sie	in	der	Regel	Beiträge	zur	Arbeitslosenversicherung	
gezahlt	haben,	erhalten	sie	keine	Leistungen	mehr	aus	der	
Versicherung.	Das	werden	wir	ändern.	Wer	innerhalb	von	drei	Jahren	
vor	der	Arbeitslosigkeit	mindestens	zehn	Monate	
sozialversicherungspflichtig	beschäftigt	war,	soll	künftig	bereits	
Arbeitslosengeld	erhalten.	
	
Arbeitslose,	die	innerhalb	von	drei	Monaten	keine	neue	
Beschäftigung	finden,	sollen	von	der	Bundesagentur	für	Arbeit	ein	
Angebot	für	eine	Qualifizierungsmaßnahme	erhalten,	um	so	ihre	
Vermittlungschancen	zu	erhöhen.	Das	Recht	auf	Weiterbildung	
beinhaltet	eine	umfassende	Kompetenzerfassung	aller	Fähigkeiten	
und	Begabungen.	Für	die	Dauer	der	Teilnahme	an	
Qualifizierungsmaßnahmen	soll	es	ein	neues	Arbeitslosengeld	Q	(ALG	
Q)	geben.	Das	werden	wir	einführen.	Der	Bezug	des	ALG	Q	wird	nicht	
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auf	das	Arbeitslosengeld	angerechnet.	Die	Höhe	des	ALG	Q	
entspricht	dem	Arbeitslosengeld.	Nach	Beendigung	einer	
umfassenden	Qualifizierungsmaßnahme	oder	Umschulung	setzt	der	
Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	erneut	nach	den	bisherigen	Regeln	
ein.	
	
Die	Arbeitslosenversicherung	werden	wir	zu	einer	
Arbeitsversicherung	weiterentwickeln	und	dementsprechend	einen	
Umbau	der	Bundesagentur	für	Arbeit	zu	einer	Bundesagentur	für	
Arbeit	und	Qualifizierung	vorantreiben.	Die	Arbeitsversicherung	darf	
nicht	erst	bei	Arbeitslosigkeit	reagieren!	Auch	wer	in	Beschäftigung	
ist,	soll	bereits	eine	unabhängige	Beratung	in	Anspruch	nehmen	
können	und	im	Bedarfsfall	berufsbegleitend	
Qualifizierungsmaßnahmen	durch	die	Arbeitsversicherung	in	
Anspruch	nehmen	können.	
	

13. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	Arbeitslosengeld-II-
Leistungen	und	Eingliederungsmaßnahmen	für	ehemals	
sozialversicherungspflichtig	Beschäftigte	Langzeitarbeitslose	
verbessert,	dass	für	alle	Arbeitslosengeld-II-Empfängerinnen	und	–
Empfänger	aus	Bundesmitteln	angemessene	Beiträge	zur	
Rentenversicherung	geleistet	und	dass	zumindest	die	verschärften	
Sanktionsregelungen	für	Jugendliche	und	junge	Erwachsene	
abgeschafft	werden?	
	
Wir	wollen	Arbeit	statt	Arbeitslosigkeit	finanzieren	und	werden	
deshalb	öffentlich	geförderte	Beschäftigung	ausbauen	und	einen	
dauerhaften,	sozialen	Arbeitsmarkt	schaffen.	
Das	Bundesprogramm	„Soziale	Teilhabe“	werden	wir	als	
Regelleistung	in	das	Sozialgesetzbuch	II	übernehmen.	Mit	dem	
sozialen	Arbeitsmarkt	schaffen	wir	neue	Perspektiven	für	
Langzeitarbeitslose,	die	auf	absehbare	Zeit	keine	realistischen	
Chancen	auf	dem	ersten	Arbeitsmarkt	haben.	Das	ist	auch	von	hoher	
Bedeutung	für	Regionen,	die	in	besonderem	Maße	von	
Langzeitarbeitslosigkeit	betroffen	sind.	
Wir	werden	das	Sanktionsrecht	verändern.	Die	schärferen	
Sanktionen	für	unter	25-Jährige	werden	wir	aus	dem	SGB	II	streichen.	
Die	Sanktionierung	von	Leistungen	für	Kosten	der	Unterkunft	werden	
wir	abschaffen.	Niemand	darf	aufgrund	einer	Sanktion	wohnungslos	
werden.	
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14. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	die	Anreize	und	
Rahmenbedingungen	insbesondere	im	Steuersystem	und	auf	dem	
Arbeitsmarkt	so	zu	gestalten,	dass	der	Aufbau	einer	eigenständigen	
und	im	Alter	auskömmlichen	Existenzsicherung	von	Frauen	
gefördert	wird?	
	
Mehr	als	die	Hälfte	aller	erwerbstätigen	Frauen	sind	in	Teilzeit	
beschäftigt.	Die	Benachteiligungen	von	Frauen	auf	dem	Arbeitsmarkt	
führen	im	Lebensverlauf	zu	einer	Rentenlücke	von	54	Prozent.	Das	
wollen	wir	nicht	hinnehmen.	Deshalb	wollen	wir	existenzsichernde	
Arbeit	anstelle	prekärer	Beschäftigung.	Wir	wollen	das	Teilzeit-	und	
Befristungsgesetz	reformieren	–	vor	allem	hinsichtlich	der	
Regelungen	zum	Recht	auf	befristete	Teilzeit	(Rückkehrrecht	zur	
alten	Arbeitszeit)	und	der	Teilhabe	an	Qualifizierungsmaßnahmen.	
Dazu	gehört	auch,	dass	die	Lohnungleichheit	zwischen	Frauen	und	
Männern	beendet	wird.	Frauen	erhalten	im	Durchschnitt	21	Prozent	
weniger	Lohn	als	Männer.	Wir	haben	in	einem	ersten	Schritt	mit	
einem	Transparenzgesetz	dieser	Lohnungerechtigkeit	den	Kampf	
angesagt.	Daneben	werden	wir	gemeinsam	mit	den	Tarifpartnern	die	
sozialen	Berufe	aufwerten,	in	denen	vor	allem	Frauen	arbeiten.	Dazu	
zählen	die	Berufsfelder	Gesundheit,	Pflege,	Betreuung	und	
frühkindliche	Bildung.	Wir	wollen	die	verschulten	Berufe	möglichst	
bald	in	das	duale	System	mit	Ausbildungsvergütung	und	
Schulgeldfreiheit	beziehungsweise	in	duale	Studiengänge	
überführen.	
	
In	einem	zweiten	Schritt	wollen	wir	das	Transparenzgesetz	zu	einem	
Entgeltgleichheitsgesetz	mit	Verbandsklagerecht	weiterentwickeln	
Wir	werden	dabei	Beschäftigte	in	kleinen	und	mittleren	Betrieben	
einbeziehen.	Denn	hier	sind	die	meisten	Frauen	beschäftigt.	Wir	
werden	die	Transparenz	mit	Hilfe	umfassender	Auskunftsansprüche	
verbessern.	Wir	wollen	außerdem	verpflichtende	Prüfverfahren	der	
Entgeltstrukturen	nach	vorgegebenen	Kriterien	auch	schon	in	
Unternehmen	ab	50	Beschäftigen	einführen.	
Um	die	Chancen	von	langzeitarbeitslosen	Frauen	zu	verbessern,	
wollen	wir	die	bewährten	Beauftragten	für	Chancengleichheit	auch	
im	SGB	II	(Grundsicherung	für	Arbeitssuchende)	verankern.	Auch	für	
Langzeitarbeitslose,	die	wegen	der	Anrechnung	von	
Partnereinkommen	bisher	keinen	Anspruch	auf	aktivierende	
Leistungen	nach	dem	SGB	II	haben,	werden	wir	in	Zukunft	
Weiterbildungsangebote	machen.	Wir	wollen	die	individuelle	
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Förderung	der	Arbeitsuchenden	in	den	Jobcentern	verbessern.	Im	
Vordergrund	müssen	der	Erhalt	und	der	Ausbau	von	
Beschäftigungsfähigkeit	gegenüber	der	schnellen	Vermittlung	
stehen.	
	
Die	SPD	will	eine	moderne	Steuerpolitik,	die	Frauen	nicht	
übervorteilt	und	vor	allem	Familien	im	Blick	hat.	Für	die	Zukunft	
führen	wir	einen	Familientarif	mit	Kinderbonus	ein.	Von	dem	
Kinderbonus	des	Familientarifs	profitieren	verheiratete	und	
unverheiratete	Eltern	mit	Kindern,	wie	auch	Alleinerziehende.	Jedes	
Elternteil	soll	künftig	150	Euro	pro	Kind	von	seiner	Steuerlast	
abziehen	können.	Ein	Paar	mit	drei	Kindern	kann	allein	mit	dem	
Kinderbonus	900	Euro	im	Jahr	sparen.	Im	Familientarif	können	
Ehepartner	Einkommensanteile	von	höchstens	20.000	Euro	
untereinander	übertragen.	Dadurch	wird	auch	künftig	der	sich	aus	
der	verfassungsrechtlich	gebotenen	Freistellung	der	gegenseitigen	
Unterhaltsverpflichtung	ergebende	Splittingvorteil	gewahrt.	Heutige	
Ehen	können	zwischen	dem	bisherigen	System	des	
Ehegattensplittings	und	unserem	neuen	Familientarif	mit	
Kinderbonus	frei	wählen.	Wir	wollen	die	Steuerlast	bei	
unterschiedlich	hohen	Einkommen	gerecht	zwischen	den	Eheleuten	
verteilen.	
	

15. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	Elterngeld	nicht	auf	die	
Grundsicherungsleistungen	der	Eltern	angerechnet	wird,	um	
Kinderarmut	wirksam	zu	bekämpfen?	
	
Jedes	Kind	ist	uns	gleich	viel	wert	und	niemand	soll	wegen	seiner	
Kinder	arm	werden.	Kinderarmut	bedeutet	vor	allem:	Schlechteren	
Zugang	zu	Bildung,	Kultur	und	Sport	–	und	damit	schlechtere	
Zukunftschancen.	Wir	werden	die	Benachteiligung	von	Kindern	
armer	Eltern	beseitigen	und	ihnen	eine	gleichberechtigte	Teilhabe	
ermöglichen.	Dabei	werden	wir	vor	allem	auch	die	besondere	
Lebenssituation	von	Kindern	berücksichtigen,	die	mit	einem	
Elternteil	aufwachsen.	Wir	wollen	die	Arbeitsmarktbeteiligung	und	
die	finanzielle	Situation	der	Eltern	ebenso	verbessern	wie	die	
Teilhabechancen	von	Kindern	–	unabhängig	von	der	sozialen	Lage	
ihrer	Eltern.	Gute	und	bedarfsgerechte	Kitas	und	Ganztagsschulen	
sind	dafür	die	entscheidende	Voraussetzung.	Gleichzeitig	wollen	wir	
ein	nach	Einkommen	und	Kinderzahl	gestaffeltes	Kindergeld	
einführen,	das	Kindergeld	und	Kinderzuschlag	zusammenführt.	Mit	
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Blick	auf	die	politisch	gewünschten	Ziele	(Vermeidung	von	
Kinderarmut,	Zugang	zu	Bildung	für	alle	Kinder	und	gleiche	
Förderung	aller	Kinder	unabhängig	vom	Einkommen	der	Eltern)	
werden	wir	das	Konzept	der	Existenzsicherung	für	Kinder	mit	den	
unterschiedlich	zusammenwirkenden	Instrumenten	regelmäßig	
überprüfen	und	gegebenenfalls	anpassen.	
Ich	setze	mich	für	eine	Kindergrundsicherung	in	der	Perspektive	ein.	
	

16. Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	soziale	Dimension	in	der	
EU	gestärkt	wird	und	soziale	Mindeststandards	entwickelt	und	
durchgesetzt	werden?	
	
Wir	wollen	ein	Europa,	das	seine	Politik	an	den	Bedürfnissen	der	
Menschen	ausrichtet,	soziale	Mindeststandards	sichert	und	Lohn-	
und	Sozialdumping	wirksam	unterbindet.	Auch	auf	europäischer	
Ebene	wollen	wir	den	Grundsatz	verankern,	dass	es	in	allen	
Mitgliedstaaten	der	Europäischen	Union	wirksame	soziale	
Grundsicherungssysteme	geben	muss.	Wir	werden	daher	Initiativen	
und	Programme	zum	Aufbau	sozialer	Grundsicherung	unterstützen.	
Wir	stehen	uneingeschränkt	zur	europäischen	Freizügigkeit.	

	


